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V

Vorwort

Vererben und Verschenken, ja die gesamte Vermögensnachfolgepla-
nung, kreisen – wie so viele Gestaltungsüberlegungen der Deutschen –
zunehmend um steuerliche Aspekte. Diese bilden oftmals sogar die
eigentliche Motivation, sich mit der eigenen Endlichkeit und der
Frage, was aus dem selbst aufgebauten oder anderweitig (z.B. durch
Erbschaft oder Schenkung) erworbenen Vermögen einmal werden soll.

Grund genug, sich auch als Beraterin bzw. Berater nicht nur mit den
zivilrechtlichen, sondern eben auch mit den steuerlichen Fragestellun-
gen näher zu beschäftigen, sowohl im individuellen Mandat als auch
grundsätzlich. Denn die Materie ist durchaus komplex. Das liegt zum
einen daran, dass das ErbStG selbst mittlerweile recht kompliziert
geworden ist. Zum anderen spielen aber auch andere Steuergesetze
eine erhebliche Rolle für die Nachfolgegestaltung, insbesondere die
Einkommensteuer sowie die Grunderwerbsteuer.

Vor diesem Hintergrund unternimmt dieses Buch den kaum zu bewäl-
tigenden Versuch, einen Überblick über die steuerlichen Aspekte des
Vererbens und Verschenkens zu geben, der zwar die Erbschaft- und
Schenkungseuer in den Mittelpunkt stellt, aber dennoch die systema-
tisch wichtigen Grundzüge weiterer Steuerarten ebenfalls abbilden
will. Das Buch kann ob seines Umfangs natürlich keinen Kommentar
ersetzen. Es ist auch kein Lehrbuch, sondern soll als Hilfestellung für
diejenigen dienen, die einen „ersten Einstieg“ in die spannende aber
eben auch komplexe Materie der Vermögensnachfolgeplanung suchen.

Die folgenden Seiten basieren auf einem Beitrag des Verfassers im
Rahmen des vielseitigen Buches „Bonefeld/Wachter, Der Fachanwalt
für Erbrecht“. Ungeachtet dessen richten sie sich aber nicht nur an
zivilrechtlich vorgebildete Leserinnen und Leser, sondern an alle, de-
ren Interesse den steuerlichen Aspekten des Erbens und Schenkens
gilt.

Mein besonderer Dank gilt den Verantwortlichen des Verlags, Frau
Andrea Albers und Frau Marita Blaschko, für die Idee zu diesem
(eigenständigen) Buch und für ihre unermüdliche Unterstützung bei
der Umsetzung.

Düsseldorf im April 2024

Christopher Riedel
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§ 1 Einführung

Auch wenn die nach dem Tod eines Menschen eintretenden Rechtsfol-
gen maßgeblich von der zivilrechtlichen Rechtslage bestimmt werden,
ergeben sich doch auch maßgebliche, in vielen Fällen sogar ebenso
bedeutsame steuerrechtliche Konsequenzen.

Denn neben den Steuern von Einkommen und Ertrag (insbesondere
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer) ist im
deutschen Steuerrecht auch eine Besteuerung von unentgeltlichen Ver-
mögensübergängen – sowohl im Erbfall als auch bei Schenkungen –
vorgesehen. Obwohl der Gesetzgeber grundsätzlich bemüht ist, die
einzelnen steuerlichen Tatbestände so aufeinander abzustimmen, dass
Doppelbelastungen möglichst vermieden werden, wird diese Zielset-
zung in der Praxis nicht selten verfehlt. Dies gilt auch für das Zusam-
menspiel von Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer und Einkommen-
steuer. Denn beide sind grundsätzlich als Steuern auf den Vermögens-
erwerb anzusehen, wobei die Erbschaft- und Schenkungsteuer
ausdrücklich auf unentgeltliche Vermögensmehrungen abzielt. Vor
diesem Hintergrund kann es zu Überschneidungen zwischen Erb-
schaft- bzw. Schenkungsteuer und Einkommensteuer bereits begriff-
lich in der Regel nicht kommen, da der Einkommensteuer nur solche
Vorgänge unterliegen, die einer der sieben Einkunftsarten (§ 2 Abs. 1
S. 1 Nr. 1–7 EStG) unterfallen. Unentgeltliche Vorgänge liegen aber
grundsätzlich gerade nicht im Rahmen einer der Einkunftsarten des
Einkommensteuerrechts.

Nichtsdestotrotz ergeben sich gerade im Bereich der Erbauseinander-
setzung immer wieder Konstellationen, in denen sowohl Erbschaft-
steuer als auch Einkommensteuer anfallen. Zwar knüpfen beide Steu-
ern an die Verwirklichung unterschiedlicher Tatbestände an, im Ergeb-
nis wird der Steuerpflichtige aber dennoch – mehr oder weniger – im
Rahmen ein und desselben Lebenssachverhalts zweimal mit Steuern
belastet, weil es auch bei der Auseinandersetzung zu so genannten
Gewinnrealisierungen kommen kann. Nicht zuletzt im Hinblick auf
diese möglichen Doppelbelastungen sind nachfolgend die wesentli-
chen Funktionsprinzipien sowie einige für die Praxis wesentliche De-
tails sowohl des Ertragsteuerrechts als auch des Erbschaft- und Schen-
kungsteuerrechts darzustellen.
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§ 1 Einführung2

Selbstverständlich ist die Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer (vgl. § 2
Rdn 1 ff.) in allen Sachverhalten rund um die Vermögensnachfolge
stets berührt. Nichtsdestotrotz sollen in diesem Beitrag auch die
Grundzüge einiger (anderer) Steuerarten (Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, vgl. § 3 Rdn 1 ff.) kurz erläutert werden.
Diese sind nicht alle unmittelbar für die Vermögensnachfolge relevant.
Ein grundsätzliches Verständnis der Funktionsprinzipien ist aber in
jedem Falle hilfreich; dies gilt auch für einige Aspekte der Umsatz-
steuer (§ 8 Rdn 1 ff.). Für den Berater unabdingbar ist die Kenntnis
der ertragsteuerlichen Folgen des Erbfalls bzw. der Erbauseinander-
setzung (§ 6 Rdn 1 ff.).

Auch die Grunderwerbsteuer spielt sowohl bei Erbschaften und ihren
Auseinandersetzungen als auch bei vorweggenommenen Erbfolgen
und (gewöhnlichen) Schenkungen eine – mitunter vernachlässigte –
Rolle. Einige wesentliche Gesichtspunkte werden in § 7 (siehe § 7
Rdn 1 ff.) erläutert.
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§ 2 Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht

A. Grundsätzliches – Erbschaftsteuerreformgesetz 2009
und Folgeänderungen

Mit Beschl. v. 7.11.2006 hatte das BVerfG das bis zum 31.12.2008
geltende Erbschaftsteuerrecht, vornehmlich aufgrund der unterschied-
lichen Bewertungsansätze von Betriebs-, Grund- und Kapitalvermö-
gen, für verfassungswidrig erklärt, da es nicht mit dem allgemeinen
Gleichheitssatz gem. Art. 3 Abs. 1 GG zu vereinbaren sei. Daraufhin
trat am 1.1.2009 das Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und
Bewertungsrechts in Kraft, das allerdings schon bald erneut auf den
verfassungsrechtlichen Prüfstand genommen wurde. Das daraufhin
ergangene Urteil des BVerfG vom 27.11.20141 stellte zwar klar, dass
das grundsätzliche Verschonungskonzept für Produktivvermögen mit
dem Grundgesetz vereinbar ist. Nichtsdestotrotz war der Gesetzgeber
erneut aufgerufen, im Detail nachzuarbeiten. Auch die jüngsten Ände-
rungen des ErbStG durch das erst im November 2016 verabschiedete,
aber mit Rückwirkung auf den 1.7.20162 in Kraft getretene „Gesetz
zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts“3 (nachfolgend:
ErbStG 2016) werfen eine Vielzahl neuer Fragen auf. Dies gilt insbe-
sondere für die Detailregelungen in den neu gefassten §§ 13a ff.
ErbStG.

Zuletzt wurde das ErbStG mit Gesetz zur Vermeidung von Umsatz-
steuerausfällen und Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom
11.12.2018 geändert.

Am 11.10.2019 wurden schließlich die nun geltenden ErbStR 2019
verabschiedet.

1 1 BvL 21/12, DStR 2015, 31.
2 Hinsichtlich der Anpassung des BewG sogar zum 1.1.2016, vgl. § 205 Abs. 11

BewG.
3 BGBl I 2016, 1464.
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§ 2 Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht4

Mit dem JStG 20204 wurden weitere einschneidende Änderungen im
Bereich des Schuldenabzugs (§ 10 ErbSt) vorgenommen.

Aktuell haben sich im Rahmen des Kreditzweitmarktförderungsgeset-
zes5 sowie des Wachstumschancengesetzes6 einige kleinere Änderun-
gen und Ergänzungen ergeben.

Die Erbschaftsteuer knüpft an die Übertragung von Vermögen (Er-
werb von Todes wegen; Schenkung unter Lebenden) an, deswegen ist
sie eine Verkehrsteuer. Sie ist jedoch nicht als Nachlasssteuer ausge-
staltet, sondern als Erbanfallsteuer (die Bereicherung des Erwerbers
wird besteuert). Da die Bereicherung des Erwerbers die Bemessungs-
grundlage darstellt (unabhängig vom Ertrag dieses Vermögens), ist die
Erbschaftsteuer eine Substanzsteuer. Die durch den unentgeltlichen
Erwerb vermittelte Leistungsfähigkeit einer Person wird durch sie
erfasst, und somit ist sie auch eine Personensteuer. Folglich unterliegt
mehrfach vererbtes Vermögen auch mehrfach der Besteuerung.

Das Verwandtschaftsverhältnis des Erwerbers zum Erblasser bzw.
Schenker hat Einfluss auf die Steuerklasse, welche wiederum zum
einen Bedeutung für den persönlichen Freibetrag und somit die Be-
messungsgrundlage hat. Zum anderen bestimmt sich auch der Steuer-
tarif nach der Steuerklasse und diese ist somit letztendlich für die
Höhe der Steuerschuld von entscheidender Bedeutung.

B. Persönliche Steuerpflicht

I. Allgemeines

Die persönliche Steuerpflicht ist in § 2 ErbStG geregelt. Hier wird die
Frage beantwortet, welche der in § 1 ErbStG bezeichneten Vorgänge
der deutschen Erbschaftsteuer unterliegen. Ähnlich wie bei anderen
Steuerarten wird auch bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer zwi-
schen unbeschränkter und beschränkter Steuerpflicht unterschieden.

4 Art. 34 JStG 2020, gültig ab dem 29.12.2020.
5 Gesetz v. 22.12.2023, BGBl I 2023 Nr. 411.
6 Gesetz v. 27.3.2024, BGBl I 2024 Nr. 108.



B. Persönliche Steuerpflicht 5

Die Beschränktheit der Steuerpflicht bezieht sich dabei auf den Um-
fang des Vermögensanfalls. Während die unbeschränkte Steuerpflicht
grundsätzlich den gesamten Vermögensanfall umfasst, also unabhän-
gig vom Lageort der einzelnen übergegangenen Vermögensgegen-
stände ist, erstreckt sich der Umfang der Besteuerung bei der be-
schränkten Steuerpflicht nur auf das so genannte Inlandsvermögen
(§ 121 BewG).

Zur Anpassung des ErbStG an das zum 1.1.2024 in Kraft getretene
MoPeG7 wurde ein neuer § 2a ErbStG in das Gesetz eingefügt, der
die rechtsfähige GbR (§§ 706 ff. BGB n.F.) sowie auch alle weiteren
rechtsfähigen Personengesellschaften (i.S.v. § 14a Abs. 2 Nr. 2 AO) für
erbschaft- und schenkungsteuerliche Zwecke als Gesamthand defi-
niert bzw. fingiert. So wird die künftige Anwendung der BFH-Recht-
sprechung zur transparenten Behandlung der (aller) Personengesell-
schaften im Bereich des ErbStG8 ermöglicht bzw. gesetzlich ab-
gesichert. Steuerpflichtige sind die Gesellschafter, nicht etwa die
Personengesellschaft (selbst).

II. Unbeschränkte Steuerpflicht

1. Inländischer Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 ErbStG knüpft die unbeschränkte Steuerpflicht
an die Inländereigenschaft des Erblassers, des Schenkers oder des Er-
werbers. Maßgeblich ist insoweit der Zeitpunkt der Entstehung der
Steuer, der sich nach § 9 ErbStG richtet. Inländer ist gemäß § 2 Abs. 1
Nr. 1 S. 2 ErbStG jede natürliche Person, die im Inland einen Wohnsitz
(§ 8 AO) oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt (§ 9 AO) hat. Die
Staatsangehörigkeit ist insoweit zunächst unbeachtlich. Nach ständi-
ger höchstrichterlicher Rechtsprechung wird ein Wohnsitz im Sinne
von § 8 AO nicht erst dadurch begründet, dass eine Wohnung ständig
genutzt wird und gleichzeitig die Absicht besteht, in ihr einen Wohn-
sitz zu haben.9 Vielmehr ist der steuerrechtliche Wohnsitzbegriff weit-
gehend objektiviert und stellt daher auf äußerliche Merkmale ab, deren

7 Gesetz vom 10.8.2021, BGBl I 2021, 3436.
8 Vgl. BFH v. 5.2.2020 – II R 9/17, ZEV 2020, 570.
9 BFH v. 23.11.1988 – II R 139/8,7, BStBl II 1989, 182.
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§ 2 Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht6

Vorliegen als Indiz für die subjektiven Absichten des Steuerpflichtigen
anzusehen sind.10

Gerade vor dem Hintergrund, dass eine Person ohne Weiteres gleich-
zeitig mehrere Wohnsitze sowohl im In- als auch im Ausland besitzen
kann,11 sind die Anforderungen an die Begründung bzw. das Beibehal-
ten eines inländischen Wohnsitzes sowohl nach Verwaltungsauffas-
sung als auch aus der Sicht der Rechtsprechung eher gering.12 So hat
der BFH in einer viel zitierten Entscheidung eine im Eigentum des
Steuerpflichtigen stehende Doppelhaushälfte, die nur wenige Wochen
im Jahr (dies aber regelmäßig) zu Jagdaufenthalten genutzt wurde, als
inländischen Wohnsitz angesehen.13 Hat einer von zwei Ehegatten
eine inländische Wohnung, gilt diese – jedenfalls bei intakter Ehe –
auch als inländischer Wohnsitz des anderen Ehegatten.14

Soweit ein Wohnsitz im Inland nicht besteht, kann die unbeschränkte
Steuerpflicht durch das Vorliegen eines gewöhnlichen Aufenthalts im
Sinne von § 9 AO eintreten. Insoweit setzt das Gesetz voraus, dass sich
jemand an einem Ort unter solchen Umständen aufhält, die erkennen
lassen, dass er an diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorüber-
gehend verweilt. Ein zusammenhängender Aufenthalt von mehr als
sechs Monaten ist grundsätzlich ausreichend. Regelmäßig wiederkeh-
rende Kur- oder Erholungsaufenthalte sind grundsätzlich nicht geeig-
net, einen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland zu begründen.15 Dies
gilt selbst bei Aufenthalten von mehr als sechs Monaten, wenn diese
ausschließlich zu Besuchs-, Erholungs-, Kur- oder ähnlichen privaten
Zwecken unternommen werden und nicht länger als ein Jahr dauern
(§ 9 S. 3 AO).

Nach dem Wortlaut des § 2 Abs. 1 S. 1 ErbStG könnte man den Ein-
druck gewinnen, die Inländereigenschaft des Erblassers/Schenkers so-
wie des Erwerbers führten im selben Umfang zur unbeschränkten
Steuerpflicht. Insoweit ist der Wortlaut des Gesetzes jedoch irrefüh-

10 Riedel, in: Daragan/Halaczinsky/Riedel, ErbStG und BewG, § 2 ErbStG Rn 7.
11 BFH v. 19.3.1997 – I R 69/96, BStBl II 1997, 447.
12 Vgl. Jülicher, in: Troll/Gebel/Jülicher/Gottschalk, ErbStG, § 2 Rn 17; Strunck/

Kaminski, Stbg 2009, 158; Geck, ZEV 1995, 249, 250.
13 BFH v. 23.11.1988 – II R 139/8,7 BStBl II 1989, 182.
14 Vgl. FG Hamburg v. 15.4.1994 – V 61/92, EFG 1994, 730, rkr.
15 BFH v. 23.4.1969 – I R 159/66, BStBl II 1969, 439.
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rend. Tatsächlich führen Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt des
Erblassers/Schenkers grundsätzlich zur unbeschränkten Steuerpflicht
hinsichtlich des gesamten Vermögensübergangs, und zwar unabhängig
davon, wer Erwerber ist und ob dieser oder einer von ihnen ebenfalls
Inländer ist. Soweit der Erblasser/Schenker nicht Inländer im oben
beschriebenen Sinne ist, wird aber nur derjenige Erwerber als unbe-
schränkt steuerpflichtig behandelt, in dessen Person die Inländereigen-
schaft vorliegt. Mithin wird, wenn nur einer von mehreren Erwerbern,
nicht aber der Erblasser Inländer ist, lediglich der auf den inländischen
Erwerber entfallene Teil von der unbeschränkten Steuerpflicht erfasst.
Der Begriff „gesamter Vermögensanfall“ in § 2 Abs. 1 Nr. 1 S. 1
ErbStG greift also bei einem inländischen Erblasser oder Schenker
weiter als in dem Fall, in dem nur ein Erwerber Inländer ist.16

Beispiel

Der zuletzt in Deutschland ansässige verwitwete Erblasser E wird
von seiner ebenfalls in Deutschland lebenden Tochter T und seinem
seit sechs Jahren im Ausland lebenden Sohn S zu jeweils 1/2 beerbt.
Der Nachlass besteht im Wesentlichen aus im Ausland belegenen
Vermögenswerten.

Lösung

T und S unterliegen gleichermaßen der unbeschränkten Steuer-
pflicht für den gesamten Vermögensanfall. Die Belegenheit des Ver-
mögens im Ausland ist ohne Belang. Darauf, dass sich S seit sechs
Jahren im Ausland aufhält, kommt es hier nicht an, weil der Erblas-
ser Inländer im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1a) ErbStG war.

Wäre E dagegen bei sonst identischem Sachverhalt zusammen mit
seinem Sohn in das Ausland gezogen und hätte er seinen inländi-
schen Wohnsitz aufgegeben, wäre nur der auf T entfallende hälftige
Vermögensanteil in Deutschland steuerpflichtig.17

16 Riedel, in: Daragan/Halaczinsky/Riedel, ErbStG und BewG, § 2 ErbStG Rn 31.
17 Nach Landsittel, Gestaltungsmöglichkeiten von Erbfällen und Schenkungen,

Rn 380.
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§ 2 Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht8

2. Wegzug vor nicht mehr als fünf Jahren

Für die unbeschränkte Steuerpflicht i.S.v. § 2 Abs. 1 Nr. 1a ErbStG
ist – wie gesehen – die Staatsangehörigkeit des Erblassers oder des
Erwerbers ohne Belang. Demgegenüber knüpft die unbeschränkte
Steuerpflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1b und c ErbStG an die Staatsangehö-
rigkeit der Beteiligten an.

Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1b ErbStG gelten solche deutsche Staatsangehö-
rige, die im Inland keinen Wohnsitz mehr haben, sich aber noch nicht
länger als fünf Jahre dauernd im Ausland aufhalten, für Zwecke der
Erbschaft- und Schenkungsteuer weiterhin als Inländer. Eine Beendi-
gung der deutschen Erbschaft- und Schenkungsteuerpflicht kann dem-
zufolge nicht bereits durch den bloßen Wegzug in das Ausland erreicht
werden. Vielmehr ist es erforderlich, für einen Zeitraum von mehr als
fünf Jahren (gar) keinen Wohnsitz in Deutschland zu haben und auch
keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland zu unterhalten. Denn nach
dem Wortlaut der Vorschrift („…, ohne im Inland einen Wohnsitz
zu haben“) führt die – auch nur kurzfristige – Wohnsitznahme in
Deutschland zu einer Unterbrechung des in § 2 Abs. 1 Nr. 1 S. 2b
ErbStG normierten Fünf-Jahres-Zeitraums; die entsprechende Frist
beginnt nach der (letzten) Aufgabe eines letzten inländischen Wohnsit-
zes jeweils neu zu laufen. Ein zwischenzeitlicher gewöhnlicher Auf-
enthalt im Inland ist hinsichtlich des Fristlaufs jedoch unschädlich.18

Schließlich ist hinsichtlich der Fünf-Jahres-Frist darauf hinzuweisen,
dass sich diese für deutsche Staatsangehörige, die in die USA wegzie-
hen, auf zehn Jahre verlängert.19

Ergänzend ist in diesem Zusammenhang anzumerken, dass auch beim
Tod von so genannten Wegzüglern, die deutschen Finanzbehörden
regelmäßig von deren Tod in Kenntnis gesetzt werden. Denn nach § 9
ErbStDV müssen die diplomatischen Vertreter und die Konsuln des
Bundes dem Bundesminister der Finanzen die Sterbefälle von Deut-
schen im Ausland melden. Gleiches gilt für Zuwendungen ausländi-

18 Auch wenn während der Dauer dieses gewöhnlichen Aufenthalts natürlich unbe-
schränkte Steuerpflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 a) ErbStG besteht.

19 Zustimmungsgesetz vom 15.9.2000 (BGBl II 2000, 1170; BStBl I 2001, 110) zum
Ergänzungsprotokoll vom 14.12.1998 zum DBA USA (BGBl II 2001, 62, 65;
BStBl I 2001, 114).
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scher Erblasser oder Schenker an Inländer, soweit diese den diplomati-
schen Vertretern oder Konsuln bekannt werden.

3. Deutsche Auslandsbedienstete

Als Inländer gelten schließlich gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1 S. 2c ErbStG
– unabhängig von der Fünf-Jahres-Frist nach Buchstabe b) – deutsche
Staatsangehörige, die zwar im Inland weder einen Wohnsitz noch
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, aber zu einer inländischen ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts in einem Dienstverhältnis
stehen, für das sie aus einer inländischen öffentlichen Kasse Arbeits-
lohn beziehen. Weitere Voraussetzung ist, dass sie in ihrem Wohnsitz-
staat bzw. in dem Staat, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben, lediglich in einem der beschränkten Steuerpflicht (i.S.v. § 2
Abs. 1 Nr. 3 ErbStG) ähnlichen Umfang zu einer Nachlass- oder Erb-
anfallsteuer herangezogen werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 1c S. 2 ErbStG). Im
Wesentlichen geht es hier um Angehörige diplomatischer Vertretun-
gen, die auf längere Dauer ins Ausland entsandt sind und in Deutsch-
land daher keinen Wohnsitz mehr unterhalten.

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 S. 2c ErbStG erstreckt sich neben den Auslandsbe-
diensteten selbst auch auf ihre Angehörigen, soweit diese deutsche
Staatsangehörige sind und zum Haushalt des Auslandsbediensteten
gehören. Für sie ist die Inländereigenschaft nach denselben Kriterien
zu beurteilen wie für den Auslandsbediensteten selbst (vgl. oben), dies
gilt auch für die Heranziehung zu einer ausländischen Erbschaftsteuer,
die ihrem Umfang nach der Besteuerung der deutschen beschränkten
Erbschaftsteuerpflicht ähnlich sein muss. Bei der Abgrenzung der
Haushaltsangehörigen von anderen Personen ist weniger auf § 15 AO
abzustellen, sondern vielmehr auf Art. 37 Abs. 1 WÜD.20 Dieser
spricht ausdrücklich von Familienmitgliedern, meint also insbeson-
dere den Ehegatten und die Kinder, die zum Haushalt gehören.21

20 Vgl. Anhang zu § 2 ErbStG Wiener Übereinkommen vom 18.4.1961 über diplo-
matische Beziehungen, BGBl II 1964, S. 959 ff.

21 Jülicher, in: Troll/Gebel/Jülicher/Gottschalk, ErbStG, § 2 Rn 32.
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§ 2 Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht10

4. Unbeschränkte Steuerpflicht von Körperschaften,
Personenvereinigungen und Vermögensmassen

Gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1 S. 2d ErbStG gelten auch Körperschaften, Perso-
nenvereinigungen und Vermögensmassen, die ihre Geschäftsleitung
oder ihren Sitz im Inland haben, als erbschaftsteuerrechtliche Inländer.
Körperschaften in diesem Sinne sind neben den privatrechtlichen (ins-
besondere Stiftungen und Kapitalgesellschaften) auch juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts mit Sitz oder Geschäftsleitung im In-
land. Die Begriffe Personenvereinigungen und Vermögensmassen um-
fassen alle rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Vereine, Anstalten,
Stiftungen, Zweckvermögen, etc., die unter § 1 Abs. 1 KStG fallen.22

Die Definition der Begriffe „Sitz“ und „Geschäftsleitung“ ergibt sich
aus § 11 bzw. § 10 AO. Demnach wird der Sitz nach Gesetz und
Gesellschaftsvertrag, Satzung oder vergleichbarem Organisationssta-
tut festgelegt. Die Geschäftsleitung ist demgegenüber als Mittelpunkt
der geschäftlichen Oberleitung definiert, wobei die tatsächlichen Ver-
hältnisse des einzelnen Falles maßgeblich sind. Soweit Sitz und Ge-
schäftsleitung sich an unterschiedlichen Orten befinden, genügt für
die Inländereigenschaft die Belegenheit eines von beiden im Inland.
Der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt der Gesellschafter oder
des Stifters spielt hingegen keine Rolle.

III. Beschränkte Steuerpflicht

Soweit keine unbeschränkte Steuerpflicht vorliegt, greift gemäß § 2
Abs. 1 Nr. 3 ErbStG die beschränkte Steuerpflicht ein. Diese ist auf
den Erwerb von Inlandsvermögen im Sinne des § 121 BewG be-
schränkt. Es handelt sich insoweit also nicht um sämtliches (mehr
oder weniger zufällig) im Inland befindliches Vermögen,23 vielmehr
ist stets der im Gesetz genannte Katalog zur Prüfung heranzuziehen.

Zum Inlandsvermögen gehören insbesondere:
– inländischer Grundbesitz;

22 Jülicher, in: Troll/Gebel/Jülicher/Gottschalk, ErbStG, § 2 Rn 37.
23 Vgl. Riedel, in: Daragan/Halaczinsky/Riedel, ErbStG und BewG, § 121 BewG

Rn 28.



B. Persönliche Steuerpflicht 11

– inländisches Land- bzw. forstwirtschaftliches Vermögen;
– inländisches Betriebsvermögen;
– Anteile an Kapitalgesellschaften mit Sitz oder Geschäftsleitung im

Inland, soweit der Erblasser/Schenker an der Gesellschaft entweder
allein oder zusammen mit ihm nahestehenden Personen zu wenigs-
tens 10 % beteiligt ist;

– durch inländischen Grundbesitz gesicherte Forderungen.

Ebenso wie der Erwerb von Inlandsvermögen unterliegt auch der
Erwerb von Ansprüchen auf die Übertragung von Inlandsvermögen
(also insbesondere auf Inlandsvermögen gerichtete Vermächtnisse) der
beschränkten Steuerpflicht.24

Die Aufzählung des § 121 BewG ist abschließend; alle dort nicht ge-
nannten Vermögensgegenstände zählen nicht zum Inlandsvermögen.25

Besonders zu erwähnen sind:
– in einem ausländischen Staat belegenes Betriebsvermögen;
– in einem ausländischen Staat belegenes land- und forstwirtschaftli-

ches Vermögen;
– im Ausland belegener Grundbesitz;
– Kapitalvermögen im Ausland, insbesondere Guthaben bei auslän-

dischen Kreditinstituten;26

– wiederkehrende Bezüge, wenn der zur Leistung Verpflichtete sei-
nen Wohnsitz oder Sitz in einem ausländischen Staat hat;27

– Pflichtteilsansprüche, und zwar auch dann, wenn sie sich gegen
einen inländischen Erben richten und mit Hilfe von Inlandsvermö-
gen befriedigt werden.28

Nicht zum Inlandsvermögen gehören auch Anteile an inländischen
Kapitalgesellschaften von weniger als 10 % des Grund- oder Stamm-

24 Ergänzung von § 2 Abs. 1 Nr. 3 S. 1 ErbStG durch das Wachstumschancengesetz
v. 27.3.2024, BGBl I 2024 Nr. 108.

25 Riedel, in: Daragan/Halaczinsky/Riedel, ErbStG und BewG, § 121 BewG Rn 1.
26 Zur Vereinbarkeit mit EU-Recht vgl. EuGH v. 12.2.2009 – C-67/08, ZErb 2009,

101 mit Anm. Riedel.
27 Kapp/Ebeling, ErbStG, § 2 Rn 64.
28 Der Pflichtteilsanspruch i.S.v. § 2303 BGB ist ein reiner Geldanspruch, der man-

gels Sicherung an inländischem Grundbesitz nicht zum Inlandsvermögen zählen
kann. Ebenso Kapp/Ebeling, ErbStG, § 2 Rn 52.

18

19



20

21

22

§ 2 Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht12

kapitals, Hausrat, Schmuck usw., und zwar unabhängig davon, ob sie
sich im Inland befinden oder nicht.29

Besteht nur beschränkte Steuerpflicht, wird nur das übergehende In-
landsvermögen (§ 121 BewG) nach dem ErbStG besteuert (R E 2.1
Abs. 2 ErbStR 2019). Die Beschränkung des persönlichen Freibetrags
auf nur 2.000 EUR nach § 16 Abs. 2 ErbStG (a.F.) ist zwischenzeitlich
wegen ihrer EU-Rechtswidrigkeit entfallen, es gelten daher auch bei
beschränkter Steuerpflicht prinzipiell die persönlichen Freibeträge
nach § 16 Abs. 1 ErbStG.

Der dem Verwandtschaftsverhältnis entsprechende Freibetrag wird
allerdings nicht (immer) in voller Höhe gewährt, sondern um den
Teilbetrag gemindert, der dem Verhältnis der nicht beschränkt steuer-
pflichtigen Erwerbe zwischen den gleichen Personen aus dem gleichen
Erwerb und innerhalb der vergangenen zehn Jahre zum Wert des
gesamten Vermögensanfalls entspricht.30 Im Ergebnis wird also nur
der Freibetrag gewährt, der nach einer entsprechenden Verhältnisrech-
nung auf das tatsächlich der deutschen Besteuerung unterliegende Ver-
mögen entfällt. Die Betrachtung eines Zeitraums von zehn Jahren
soll dabei die Gleichstellung mit der unbeschränkten Steuerpflicht
(Zusammenrechnung nach § 14 ErbStG) gewährleisten.

Ungeachtet der Neuregelung des Freibetrags wird bei beschränkter
Steuerpflicht die Abzugsfähigkeit von ererbten bzw. zu übernehmen-
den Schulden durch § 10 Abs. 6 S. 2 ErbStG auf diejenigen Schulden
und Lasten beschränkt, die mit dem erworbenen Inlandsvermögen
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen und dieses belasten.31 Ein
solcher wirtschaftlicher Zusammenhang besteht dann, wenn die Ent-
stehung der Schuld oder Last ursächlich oder unmittelbar auf Vorgän-
gen beruht, die das belastete Inlandsvermögen betreffen.32 Er ist insb.
dann zu bejahen, wenn eine Verbindlichkeit zum Erwerb, zur Siche-
rung oder zur Erhaltung eines Wirtschaftsguts eingegangen worden
ist.33

29 Vgl. Landsittel, Gestaltung von Erbfällen und Schenkungen, Rn 393.
30 Jülicher, in: Troll/Gebel/Jülicher/Gottschalk, ErbStG, § 16 Rn 20.
31 BFH v. 25.10.1995 – II R 45/92, BStBl II 1996, 11; sog. kausaler Schuldenabzug,

Eisele, in: Kapp/Ebeling, ErbStG, § 2 Rn 45.
32 BFH v. 28.1.1972 – III R 4/71, BStBl II 1972, 416.
33 BFH v. 25.10.1995 – II R 45/92, BStBl II 1996, 11, 15.
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Einkommensteuerschulden des Erblassers sind stets insoweit abzugs-
fähig, wie sie durch das Inlandsvermögen verursacht wurden.34 Nach
R E 2.2 Abs. 7 S. 3 ErbStR 2019 sollen sie aber mit etwa vorhandenen
(nicht zum Inlandsvermögen gehörenden) Steuerforderungen saldiert
werden. Eine Rechtsgrundlage für diese Verwaltungsanweisung ist
aber nicht erkennbar,35 sie ist daher abzulehnen.36

IV. Option zur unbeschränkten Steuerpflicht

Vor dem Hintergrund der (früher) europarechtswidrigen Ungleichbe-
handlung von unbeschränkter und beschränkter Steuerpflicht37 hatte
der Gesetzgeber im Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung der Beitrei-
bungsrichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften38 sol-
chen beschränkt Steuerpflichtigen, bei denen es sich um EU- bzw.
EWR-Ausländer handelt,39 eine Optionsmöglichkeit zur Besteuerung
nach den im Falle der unbeschränkten Steuerpflicht anwendbaren Re-
geln eröffnet (fiktive unbeschränkte Steuerpflicht, § 2 Abs. 3 ErbStG
a.F.).40

§ 2 Abs. 3 ErbStG wurde allerdings durch das StUmgBG41 wieder
abgeschafft. Eine Option ist daher heute nicht mehr möglich.

34 Eisele, in: Kapp/Ebeling, ErbStG, § 2 Rn 46.
35 Vgl. Meßbacher-Hönsch, in: Wilms/Jochum, ErbStG, § 2 Rn 152.
36 Eisele, in: Kapp/Ebeling, ErbStG, § 2 Rn 46.
37 Vgl. hierzu EuGH v. 17.1.2008 – C-256/06 (Jäger), BFH/NV 2008, 116; Anm.

Gottschalk, ZEV 2008, 91; Anm. Riedel, ZErb 2008, 93; vgl. auch EuGH v.
2.10.2008 – C-260/06; EuGH v. 22.4.2010 – C-510/08, DStR 2010, 861; Anm.
Jochum, ZEV 2010, 274; vgl. auch Werkmüller, IStR 2010, 360; Thömmes, IWB
2010, 373; Bauer, IStR 2008, 773.

38 Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz v. 7.12.2011, BGBl I 2011, 2592 f.
39 Dasselbe gilt auch in den Fällen, in denen der Erblasser bzw. der Schenker EU-

bzw. EWR-Ausländer ist.
40 Wegen des Begriffs vgl. Schulte/Sedemund, BB 2011, 2080; im Übrigen siehe gleich

lautende Ländererlasse v. 15.3.2012, BStBl I 2012, 238.
41 Gesetz v. 23.6.2017, BGBl I 2017, 1682.
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V. Erweiterte beschränkte Steuerpflicht

Die erweiterte beschränkte Erbschaftsteuerpflicht knüpft ausschließ-
lich an den Erblasser/Schenker an. Die persönlichen Verhältnisse des
Erwerbers spielen keine Rolle. Zunächst müssen in der Person des
Erblassers/Schenkers sämtliche Voraussetzungen des § 2 AStG erfüllt
sein. Insbesondere muss er in den letzten zehn Jahren vor seinem
Wegzug als Deutscher42 insgesamt mindestens fünf Jahre unbeschränkt
einkommensteuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 EStG) gewesen sein und dann
seinen Wohnsitz in einem ausländischen Gebiet, genommen haben, in
dem er mit seinem Einkommen nur einer niedrigen Besteuerung i.S.v.
§ 2 Abs. 2 AStG unterliegt. Gleichzeitig müssen unmittelbar oder mit-
telbar wesentliche wirtschaftliche Interessen in der Bundesrepublik
Deutschland i.S.v. § 2 Abs. 3 und 4 AStG bestehen. Schließlich fordert
§ 4 Abs. 2 S. 1 AStG, dass eine etwaige im Ausland erhobene Erb-
schaftsteuer (oder eine vergleichbare Steuer) nicht wenigstens 30 v.H.
der deutschen Erbschaftsteuer beträgt.

Soweit § 4 AStG eingreift, unterliegen der beschränkten Steuerpflicht
über das in § 121 BewG genannte Vermögen hinaus sämtliche Gegen-
stände, deren Erträge bei (unterstellter) unbeschränkter Einkommen-
steuerpflicht nicht ausländische Einkünfte i.S.v. § 34c Abs. 1 EStG wä-
ren. Gem. Tz. 4.1.1 des Anwendungserlasses zum AStG43 umfasst
dieses sog. erweiterte Inlandsvermögen:
1. Kapitalforderungen gegen Schuldner im Inland;
2. Spareinlagen und Bankguthaben bei Geldinstituten im Inland;
3. Aktien und Anteile an Kapitalgesellschaften, Investmentfonds und

offene Immobilienfonds sowie Geschäftsguthaben bei Genossen-
schaften im Inland;

4. Ansprüche auf Renten und andere wiederkehrende Leistungen ge-
gen Schuldner im Inland sowie Nießbrauchs- und Nutzungsrechte
an Vermögensgegenständen im Inland;

5. Erfindungen und Urheberrechte, die im Inland verwertet werden;
6. Versicherungsansprüche gegen Versicherungsunternehmen im In-

land;
7. bewegliche Wirtschaftsgüter, die sich im Inland befinden;

42 Insoweit kommt es allein auf die Staatsangehörigkeit an.
43 Anwendungserlass zum AStG vom 14.5.2004, BStBl I 2004, Sondernr. 1.




